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A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN   
      zum Bebauungsplan „Landschaftsgarten 

 § 9 Abs.1 BauGB i.V.m. BauNVO 
 
Mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes "Landschaftsgarten" treten alle bisherigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen in diesem Geltungsbereich außer Kraft.  

 
Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Art.3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22.04.1993 
(BGBl. I S. 466) 
 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzVO 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 l, Seite 58) 
 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
24.07.2000 GBl. S.581, ber. S.698, zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 14.02.2006 (GBl. S. 
20). 
 
In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt: 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr. 1 BauNVO 

 
Private Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
Es werden private Grünflächen mit der Zweckbestimmung "Landschaftsgarten" und "Garten" 
festgesetzt.  
 

1.1 Landschaftsgarten 
Innerhalb der festgesetzten Grünflächen sind die erforderlichen Wege und Stützmauern zur Gestaltung 
des Geländes und Abtragung der Höhenunterschiede zulässig sowie die nach Ziffer 2. dieser 
Festsetzungen innerhalb der im zeichnerischen Teil festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässigen Gebäude und Nebenanlagen. Weitere, auch verfahrensfreie Gebäude und Gebäudeteile 
nach § 50 Abs. 1 LBO sind in der privaten Grünfläche "Landschaftsgarten" unzulässig.  
 
Nach Aufgabe der Nutzung sind die nach Ziffer 2 dieser Festsetzungen zulässigen Gebäude und 
Nebenanlagen zu entfernen. 
 
Der terrassenartige Geländecharakter darf nicht verändert werden; Ab- oder Auftrag von Boden ist so 
durchzuführen, dass an das vorhandene umgebende Gelände angeschlossen wird.  
 
Die Gestaltung der Grünflächen orientiert sich am Masterplan der Königlichen Gartenakademie Dahlem 
vom Juli 2009, der der Begründung zu diesem Bebauungsplan beigefügt ist. Die einzelnen 
Gartenbereiche gehen ineinander über und sind daher räumlich nicht zu trennen. 
 
Die Gestaltung der einzelnen Bereiche erfolgt nach folgenden Themen: 
 
 
Formaler Garten 
Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern als einzelne, lineare oder in Gruppen angeordnete 
Elemente, Wiesen- und Rasenflächen, linear angeordnete und abgegrenzte Blumen- und 
Staudenbeete mit Einfassungen, Hecken, Beleuchtungskörper, künstlerische Elemente wie Skulpturen 
usw., Wasserflächen in Form von Mulden, Teichen und Becken, Auf- und Abgänge, Plattformen, 
Stützmauern usw. 
 
Landschaftsgarten nach englischem Vorbild 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern als einzelne Elemente, Wiesen- und Rasenflächen, Blumen- 
und Staudenbeete mit Einfassungen, Hecken, Stützmauern usw.  
 
Landschaftsgarten nach Monet 
Anpflanzungen von Bäumen als Einzelelemente, Wiesenflächen, Pflanzbereiche für Stauden, 
Zwiebelgewächse und Hecken, Stützmauern usw.  



1.2 Garten 
Die Flächen sind als Nutzgartenbereiche zu gestalten und mit Obst- und Laubgehölzen zu bepflanzen. 
Innerhalb der privaten Grünfläche "Garten" sind Geschirrhütten bis zu 20 m³ umbautem Raum zulässig. 
 

 
2. Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

Im Geltungsbereich sind Nebenanlagen auch als Gebäude i.S.d. LBO zulässig (Nebengebäude). Die 
Zweckbestimmung der zulässigen Nebengebäude lautet: 
 

 Betriebsgebäude 1: vorhandener Geräteraum (Doppelgarage mit Satteldach) 

 Betriebsgebäude 2: Geräteraum mit Sanitäreinrichtungen (Waschplatz mit WC) 

 Geschirrhütte 

 Gartenhaus mit Aufenthalts- und Personalräumen:  
Untergeschoss: Technikraum mit Anschlüssen für Wasser und Strom sowie den erforderlichen 
Steuerzentralen, Geräte- und Abstellraum, WC 
Obergeschoss: Innen- und Außensitzplatz, Waschplatz mit Dusche, Ausgussbecken und WC 

 Pavillon 1 und 2: einfache Gebäude als Witterungsschutz  

 Pavillon 3: vorhandenes einfaches, offenes Gebäude als Witterungsschutz 

 Plattformen, Auf- und Abgänge: Treppenanlagen, Rampen sowie Aufenthaltsbereiche, die die auf 
das vorhandene Gelände aufbauen 

 Stellplätze: Parkplätze für die Kraftfahrzeuge von Besuchern und Bediensteten 
 
 

3. Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
3.1 Zulässige Grundflächen § 19 BauNVO 

Die zulässige Grundfläche für das "Gartenhaus" beträgt höchstens 40 m², wobei die umlaufende, durch 
das Dach überdeckte Terrasse und der frei auskragende Balkon nicht auf die Grundfläche angerechnet 
werden. 
 

3.2 Höhe der baulichen Anlagen § 18 BauNVO 
Im Bebauungsplan sind die maximalen Gebäudehöhen für die zulässigen baulichen Anlagen, die 
Gebäude i.S.d. Landesbauordnung (LBO) darstellen, durch die Zahl der höchstens zulässigen 
Vollgeschosse und teilweise durch die maximale Höhe in m ü NN durch Planeintrag festgesetzt.  
 
Für die sonstigen baulichen Anlagen (Treppen, Auf- und Abgänge und Plattformen) werden teilweise 
höchstzulässige Höhen in Meter über NN festgesetzt.  

 
 
4. Versorgungsanlagen und –leitungen § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 

Auf den Grundstücken im Geltungsbereich ist die unterirdische Führung von Versorgungsleitungen zur 
Versorgung mit Wasser und Strom und zur Verteilung im Landschaftsgarten für Beregnungs- und 
Beleuchtungszwecke sowie zur Abführung von Abwasser in die Kanalisation Heiligenwaldstraße 
zulässig. Sanitäreinrichtungen sind an die Abwasserleitung anzuschließen. 

 
5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
  
5.1 Minimierung der Versiegelung 
 Wege, Plattformen und Stellplätze sind mit versickerungsfähigem Belag (z.B. Pflastersteine mit einem 

Fugenabstand von mehr als 2 cm, Rasenpflaster, Schotterrasen, sonstige wassergebundene 
Oberflächen wie Kies- oder Splittdecken usw.; Versickerungsleistung mindestens 250 l/ha/s) 
auszuführen. 

 
5.2 Bodenschutz 
 Bei Geländeveränderungen ist der Oberboden getrennt auszubauen, abseits des Baubetriebes zu 

lagern und nach Abschluß der Bauarbeiten als oberste Bodenschicht wieder einzubauen. Die 
„Hinweise“ sind zu beachten. 
 

5.3 Grundwasserschutz 
 Zur Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen darf als Material bei der Dacheindeckung der 
Nebengebäude kein unbeschichtetes Metall (Kupfer, Zink, Blei etc.), sondern nur beschichtetes 
Material (z.B. Titanzink, beschichtetes Kupfer, Aluminium, Edelstahl etc.) verwendet werden; dies gilt 
auch für Regenrinnen und Regenfallrohre. 
 

 



5.4 Beleuchtung 
 

Es sind insektenschonende Leuchtmittel zu verwenden. Bei der Bauart von Lampen und Leuchten ist 
darauf zu achten, dass keine Fallen für Insekten entstehen. 
 

 
6. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
 In den zeichnerischen Festsetzungen sind festgesetzt: 
 

 Geh-, Fahr und Leitungsrecht "GFL" auf dem Grundstück Flst.Nr. 1201/2 zugunsten der 
Grundstücke Flst.Nr. 1287/5, 1287/6, 1288 und 1293 (Landschaftsgarten)  

 Geh-, und Fahrrecht "G1, F1" auf den Grundstücken Flst.Nr. 1201/2, 1287/5, 1287/6 und 1288 
zugunsten des Grundstücks Flst.Nr. 1337 
 
 

7. Flächen für die Erhaltung von Anpflanzungen § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
Der festgesetzte "Garten" ist dauerhaft zu erhalten; abgängige Hochstämme sind durch gleiche Arten 
zu ersetzen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME 
 
1. FFH-Gebiet "Rammert" 7519-342 

Die Abgrenzung ist auf Grundlage des Datensatzes der LUBW, Karlsruhe vom 28.05.2009 (Download), 
dargestellt. Für das Gebiet ist ein Managementplan in Aufstellung. Auf die Schutzkategorien und die 
Schutzvorschriften wird hingewiesen. 
 
 
 

HINWEISE 
 
1. Bodenfunde 
 Sollten im Zuge der Baumaßnahmen für den Landschaftsgarten archäologische Fundstellen (z.B. 

Gruben, Mauern, Brandschichten o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben, 
Metallteile, Knochen), ist das Referat Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Tübingen 
unverzüglich zu benachrichtigen. Auf § 20 Denkmalschutzgesetz wird hingewiesen. 

 
2. Bodenschutz 
 Der humose Oberboden ist zu Beginn der Bauarbeiten für den Landschaftsgarten auf allen Flächen 

abzuschieben und getrennt zu lagern. Erdaushub sollte abseits des Baubetriebes in Mieten 
zwischengelagert werden. Oberboden und humusfreier Unterboden müssen getrennt werden.  

 
 Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass eine Vermischung mit 

zwischengelagertem Bodenmaterial nicht erfolgen kann. 
 
 Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sollte soweit wie möglich ein Massenausgleich 

durch Koordination von Bodenaushub und -auftrag erreicht werden. 
 
4. Baumschutz 
 Während der Bauzeit ist jegliche Beeinträchtigung von Krone und Wurzelballen durch entsprechende 

Sicherungsmaßnahmen zu vermeiden. Ein ausreichender Baumschutz nach DIN 18920 ist zu 
gewährleisten.  

 
4. Geotechnik 

Nach Geologischer Karte liegt das Plangebiet im Ausstrichbereich von oberflächennah verwitterten und 
ggf. verkarsteten Gesteinen des Gipskeupers. Inwieweit im Untergrund des Plangebiets noch 
auslaugfähige Gipslagen vorkommen, ist derzeit nicht näher bekannt. Verkarstungsbedingte Spalten 
und Hohlräume im Untergrund können nicht ausgeschlossen werden.  

 
Sofern geplant, sollte wegen des wahrscheinlich nur schwach durchlässigen Untergrunds sowie der 
Auslaugungsgefahr von evtl. vorhandenen Gipslagern auf eine Versickerung von Oberflächenwasser 
verzichtet werden. Grund- und Schichtwasser in sulfathaltigen Gesteinen können betonaggressiv sein. 

 
Die tonig-schluffigen Verwitterungsböden des Gipskeupers stellen einen setzungsfähigen sowie evtl. in 
Hanglage rutschungsanfälligen Baugrund dar, der zu saisonalen Volumenänderungen (Schrumpfen bei 
Austrocknung, Quellen bei Wiederbefeuchtung) neigt. Auf eine ausreichende Einbindetiefe der 
Fundamente und einheitliche Gründungsbedingungen ist daher zu achten.  

 
Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 bzw. die frühzeitige Beratung durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B. Örtliche Bauvorschriften  
§ 74 LBO 

 

Rechtsgrundlagen 
 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
in der Fassung vom 8.August 1995, (GBl. S. 617), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 25. 
April 2007 (GBl. Nr. 9, S. 252) 
 
 
1. Äußere Gestaltung von Gartenhaus und Geschirrhütte § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 

Die Fassaden des Gartenhauses sind aus Mauerwerk, Glas, Stahl und Holzverkleidungen herzustellen. 
Die Fassade der Geschirrhütte wird als Holzverschalung ausgeführt.  
 

1.1 Dachgestaltung von Gartenhaus und Geschirrhütte 
Es sind Satteldächer mit Ziegeleindeckung ohne Dachaufbauten (Geschirrhütte) und begrünte 
Flachdächer (Gartenhaus) zulässig. 
 
 

2. Einfriedigungen § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
Einfriedigungen in Form von Mauern oder Zäunen sind unzulässig. 
 
 

3. Freileitungen § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO 
Niederspannungsfreileitungen sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches nicht zulässig. 

 
 

4. Anlagen zum Sammeln von Niederschlagswasser § 74 Abs. 3 LBO 
Das auf den Dachflächen von Geschirrhütte und Gartenhaus anfallende Niederschlagswasser ist zu 
sammeln, zu verbrauchen und/oder zu versickern. 
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